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Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile dem Kollegen Jürgen Trittin das Wort zu

einer Kurzintervention.

Jürgen Trittin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will

gern – auch für diejenigen, die vorhin vielleicht nicht
ganz richtig zugehört haben oder eventuell nicht da ge-
wesen sind – das wiederholen, was ich vorhin gesagt
habe, weil mir sehr daran gelegen ist, die gemeinsame
Kooperation an dieser Stelle zu pflegen.

(Birgit Homburger [FDP]: Ach, seit wann das 
denn?)

Die Bundesregierung wird Ihnen einen Gesetzentwurf
zum Handel mit Emissionszertifikaten vorlegen,

(Tanja Gönner [CDU/CSU]: Wann denn?)

der beinhalten wird, dass der Gesetzgeber über die wesent-
lichen Regeln – das ergibt sich übrigens schon aus dem
Grundgesetz, Wesentlichkeitstheorie – bei der Verteilung
der Emissionsrechte entscheidet und dass er eine Verord-
nungsermächtigung für die Einzelverteilung hat. Das ist,
glaube ich, eine sinnvolle Arbeitsteilung. Insbesondere
wird er den Gesetzgeber in die Lage versetzen, über die
Verteilung auf die einzelnen Makrosektoren zu entscheiden.
Ich wiederhole: Wir dürfen im Jahre 2010 – genauer ge-
sagt, zwischen 2008 und 2012 – im Jahresmittel nicht
mehr als 846 Millionen Tonnen CO2 ausstoßen. Das ist
kein erfundener Cap, das ist die absolute Grenze im
Kioto-Protokoll, dem Sie und wir alle zugestimmt ha-
ben. Dieses Haus hat über die Verteilung der daraus
resultierenden Emissionsreduktionen auf die einzelnen
Sektoren der Gesellschaft zu entscheiden. Das wird der
Punkt sein, über den der Bundestag zu entscheiden hat.

Ich habe vorhin gesagt, um auf Ihren Zwischenruf zu
antworten, liebe Frau Dött: Die Bundesregierung wird
noch im Dezember nach der Anhörung der Verbände, die
zurzeit stattfindet, also noch vor Weihnachten, über die-
sen Gesetzentwurf entscheiden und ihn Ihnen zuleiten.
Wir werden ihn zustimmungsfrei gestalten. Wir werden
ihn aber so gestalten, dass der Bundesrat in der Sitzung
im Februar seine Stellungnahme dazu abgeben kann. Ich
vermute, es wird eine parallele Einbringung geben. Das
heißt, die Beteiligungsrechte des Bundestages und des
Bundesrates sind in vollem Umfang erfüllt. Insofern
können Sie sich jeden Verdacht sparen, wir wollten die
Rechte des Parlaments einschränken. Wir sind in dieser
Frage sehr an Ihrer Kooperation und konstruktiven Hal-
tung interessiert.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Kollege Lippold, Sie haben die Chance zur Reaktion,

bitte.

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU):
Herr Minister Trittin, ich habe Ihnen sowohl vorhin

wie auch jetzt sehr aufmerksam zugehört und dabei ist

mir aufgefallen, dass Sie eine Teilmenge meiner Fragen
in die Parlamentsdiskussion einbeziehen wollen. Sie ha-
ben aber weder etwas zur Frage der notwendigen Reser-
vebildung noch dazu gesagt, wie Sie die Abgrenzung zu
anderen Instrumenten, die ich vorhin aus Zeitgründen
nicht erwähnt habe, wie zum Beispiel Ökosteuer, KWK-
Verpflichtungen und eine ganze Reihe anderer Fragen,
regeln wollen.

Uns geht es auch um diese Fragen, weil sie von ge-
nauso zentraler Bedeutung sind, gerade die Frage der
Reservebildung. Wenn wir uns darauf einigen könnten,
Herr Trittin, dass Sie auch diese Punkte mit in das Ge-
setz aufnehmen, ist das etwas anderes. Wenn diese
Punkte jedoch außen vor bleiben sollten, bleibt unser
Antrag nach wie vor aktuell.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile dem Kollegen Ulrich Kelber, SPD-Frak-

tion, das Wort.

Ulrich Kelber (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Deutschland ist Spitzenreiter beim Klimaschutz
und wir müssen auch einfach einmal selbstbewusst sa-
gen: Kein anderes großes Industrieland hat ähnliche Er-
folge beim Klimaschutz vorzuweisen wie Deutschland.
Wir haben unsere Verpflichtungen aus den internationa-
len Klimaschutzvereinbarungen schon fast erfüllt. Dabei
ist die Erreichung der Ziele in diesen Vereinbarungen
erst für das Jahr 2010 vorgesehen und wir haben noch
sieben weitere Jahre vor uns, in denen wir erfolgreich
Politik machen können.

Zunehmend zeigt sich, dass Klimaschutz eben nicht
nur ein moralisches und ökologisches Erfolgsthema für
Deutschland ist, sondern dass Klimaschutz auch ein
wirtschaftlicher Knüller für unser Land ist. Wir verkau-
fen weltweit die Technologien für Emissionsminde-
rung, für Energieeffizienz und für erneuerbare Ener-
gien. In all diesen Bereichen sind wir seit 1998
Weltmarktführer geworden. Eine kleine Anlehnung an
die vorherige Debatte: Wenige Monate vor dem Regie-
rungswechsel im September 1998 hatte der letzte Her-
steller von Solarzellen das Land verlassen, weil die Po-
litik der Vorgängerregierung aus CDU/CSU und FDP
keine Grundlage mehr bot, hier mit der Herstellung von
Technologien für erneuerbare Energien Geld verdienen
zu können.

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hermann Otto 
Solms)

Außerdem werden die deutschen Firmen, die am
Emissionshandel teilnehmen werden, ab dem Jahr 2005
an Firmen in anderen EU-Ländern Emissionsrechte
verkaufen dürfen, weil die Firmen in anderen EU-Län-
dern ihre Klimaschutzvereinbarungen nicht eingehalten
haben. Klimaschutz ist damit zum Innovationsmotor für
Deutschland geworden; gerade der Emissionshandel
zeigt dies. 

Clemens
Ulrich Kelber (SPD):
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Kelber, erlauben Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Grill?

Ulrich Kelber (SPD):
Ja, selbstverständlich.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte, Herr Grill.

Kurt-Dieter Grill (CDU/CSU):
Herr Kollege Kelber, Sie haben eben gesagt, dass vor

dem Regierungswechsel die letzten Solarzellenherstel-
ler das Land verlassen haben. Ist Ihnen bekannt, dass der
damalige Bundesforschungsminister Rüttgers sowohl in
Nordrhein-Westfalen, in Gelsenkirchen, als auch in Bay-
ern mithilfe von Bundesmitteln zwei Solarzellenfirmen
mit auf den Weg gebracht hat und bei der Grundsteinle-
gung anwesend war? Wie bewerten Sie die Tatsache,
dass die alte Bundesregierung zwei Solarzellenfabriken
in Deutschland initiiert hat?

Ulrich Kelber (SPD):
Zunächst weiß ich, dass Jürgen Rüttgers der Minister

für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie
war, der als Erster in der Geschichte der Republik die
Mittel für diesen Etat gekürzt hat, was danach wieder ge-
ändert wurde. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Aber Herr
Kelber, die Frage ist doch richtig, die er ge-
stellt hat!)

Entscheidend ist aber die Frage, welchen Stand wir
auf dem Weltmarkt im Jahre 1998 hatten und welchen
wir heute haben. Damals lagen wir bei der Photovoltaik
am Ende der Skala. Heute sind wir hinter den Japanern
die Nummer zwei. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Weil diese
Fabriken vor allem mit öffentlichen Mitteln
gebaut worden sind!)

Bei den anderen Technologien sind wir vorne. Der ent-
scheidende Punkt ist dabei: Es wird ein marktwirtschaft-
liches Instrument angewandt; die Investitionen tragen
nämlich heute die Unternehmen selbst. 

(Beifall bei der SPD – Dr. Peter Paziorek
[CDU/CSU]: Zu kurz gesprungen, Herr
Kelber!)

Der Bundestag debattiert heute ausführlich über einen
ganz bestimmten Aspekt des Emissionshandels: über
den nationalen Allokationsplan. Der Bundestag zeigt da-
mit – das ist wichtig –, für wie wichtig er die Maßnahme
des Emissionshandels im Rahmen des Klimaschutzes
hält; denn er ergänzt andere erfolgreiche Maßnahmen.
Ich nenne als Beispiele die Förderung der erneuerbaren
Energien, die Energieeinsparverordnung und die Öko-
steuer. 

Wir können festhalten: Deutschland ist heute beim
Klimaschutz auf einem guten Weg. Wir werden alle in-
ternationalen Vereinbarungen voll erfüllen. Dabei
sollten wir uns nicht davon abbringen lassen, bereits

jetzt über neue, noch ehrgeizigere Ziele für die Zeit nach
2010 nachzudenken.

Durch den Verkauf von Klimaschutztechnologie
und von Emissionsrechten wird der Emissionshandel für
Deutschland zum wirtschaftlichen Gewinn. Vorausset-
zung ist ein vernünftiges Emissionshandelssystem inner-
halb der EU. Es ist vor allem wichtig – Herr Lippold hat
dies angesprochen; dies ist ein Nachklapp aus einer
Debatte der letzten Woche –, bei der Anrechnung von
Billigstmaßnahmen im Ausland, die den Klimaschutz zu
Hause ersetzen sollen, eine Obergrenze einzuhalten.
Diese Obergrenze wollen CDU/CSU und wohl auch
– wenn ich an den damaligen Applaus denke – die FDP
streichen, obwohl sich alle Umweltgruppen, die meisten
Wirtschaftsverbände, die Wissenschaft, die Mehrheit des
Bundestages, die Gesamtheit des Bundesrates sowie die
Bundesregierung für die Beibehaltung dieser Ober-
grenze aussprechen – und dies aus guten Gründen: Die
Aufhebung dieser Obergrenze wäre schlecht für den Kli-
maschutz und für unsere Wirtschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Denn dann könnten sich die Klimasünder in Europa, die
bisher nichts getan haben, billig davonstehlen, anstatt
mit den gleichen Technologien arbeiten zu müssen, mit
denen wir unsere Erfolge an dieser Stelle erreicht haben.
Auch diese Wahrheit gehört zur Debatte über den natio-
nalen Allokationsplan. 

Man kann nach außen eine gewisse Beruhigung hin-
sichtlich Ihres Planes signalisieren: Gott sei Dank haben
ihn Ihre eigenen Parteifreunde im Bundesrat bereits ab-
gelehnt.

Die nationalen Regeln des Emissionshandels be-
stimmt der nationale Allokationsplan: Welcher Sektor
der Volkswirtschaft soll welche Verpflichtungen über-
nehmen? Mit welchen Klimaschutzprogrammen sind
diese Ziele real hinterlegt? Welche Vorgaben erhalten die
einzelnen Branchen? Dabei muss man immer berück-
sichtigen, welche Emissionsminderungen sie physika-
lisch wirklich noch herausarbeiten können. Wie sieht
nach Bedarfs- oder Effizienzgrad die Erstausstattung be-
troffener Anlagen aus? Wie wird mit dem Atomausstieg
umgegangen? Wie sieht es mit einer Reserve aus? Wie
wird mit neuen Anlagen umgegangen, wie mit Stillle-
gungen? Welchen Schutz bekommen getätigte Investit-
ionen?

All das müssen wir am Ende im nationalen Allokati-
onsplan regeln.

(Birgit Homburger [FDP]: Nicht nur da! Das 
müssen wir auch im Gesetz regeln!)

Damit wird der Klimaschutz Bestandteil von Börsenbe-
wertungen und Bestandteil der Finanzrechnung von
Unternehmen.

Wenn wir sagen, der Emissionshandel mache
Deutschland zu einem wirtschaftlichen Gewinner, dann
wird der nationale Allokationsplan natürlich darüber ent-
scheiden, welche Branchen innerhalb Deutschlands zu
den Gewinnern gehören und welche Branchen besondere
Anstrengungen unternehmen müssen.
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Deswegen muss der nationale Allokationsplan selbst-
verständlich im Parlament beraten und beschlossen
werden: seine Eckpunkte, die wichtigsten Regelungen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

An dieser Stelle gibt es aus meiner Sicht keinen Unter-
schied zwischen den Meinungen von Abgeordneten der
Koalition und der Opposition. Vielen Dank, Herr Bun-
desminister, dass Sie klargestellt haben, dass die Kern-
punkte des nationalen Allokationsplans, dass die wesent-
lichen Regelungen in einem Gesetz festgelegt werden,
das im Parlament beraten wird. Sie sind damit nicht nur
der antragstellenden Opposition entgegengekommen,
sondern auch den eindringlichen Forderungen der Koali-
tionsabgeordneten.

(Marie-Luise Dött [CDU/CSU]: Stimmen Sie 
jetzt unserem Antrag zu?)

Dass die Regelungen des nationalen Allokationsplans
als Gesetz diskutiert werden, hat aber nicht nur mit dem
Selbstverständnis des Parlaments zu tun. Die Diskussion
über den nationalen Allokationsplan ist auch der Augen-
blick, wo im Klimaschutz einmal Butter bei die Fische
muss. An dieser Stelle kann man sich nicht mehr hinter
Sonntagsreden verstecken. 

Die Klimaschutzvereinbarungen der Europäischen
Union geben eine klare Obergrenze für die Emissionen
eines jeden Staates vor. Diese Verpflichtung muss auf
Sektoren aufgeteilt werden: private Haushalte, Wirt-
schaft, Verkehr, Energieerzeugung. Die vom Emissions-
handel betroffenen Anlagen bekommen weitere Redukti-
onsziele vorgegeben; die anderen Sektoren müssen dann
den Rest erfüllen. Damit das zu einem echten Ergebnis
führt, müssen die Staaten ihre nationalen Allokations-
pläne von der Europäischen Union sozusagen genehmi-
gen lassen. Hinter den Zielen müssen auch reale Pro-
gramme stehen: kein Wolkenkuckucksheim, kein „Wir
haben doch vor“, kein „Wir wollen doch fördern“, son-
dern ganz konkrete Programme, die bewertet werden
können.

Damit wird die Luft für die Klimasünder in der Euro-
päischen Union dünner. Diese Verpflichtung zu konkre-
ten Programmen und Zahlen hat aber auch für Deutsch-
land Folgen. Jede Tonne CO2, die nicht in Industrie und
Energieerzeugung eingespart werden soll, müssten pri-
vate Haushalte und Verkehr zusätzlich erbringen.
Schutzzäune, die die Opposition für bestimmte Indus-
trien und Energieerzeuger aufstellen will, führen zu
Mehrbelastungen anderer Unternehmen und der privaten
Haushalte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wer den Vorschlag der Bundesregierung zur Auftei-
lung auf die Sektoren und Branchen ändern will, muss
sagen, mit welchen Mitteln er das tun möchte und wen er
mehr als vorher belasten will. Das ist das Schöne für die
Koalition: Für die Opposition ist das Ende der Worthül-
sen in der Klimaschutzdebatte gekommen. Bisher haben
Sie nämlich einfach alle konkreten Maßnahmen abge-
lehnt. Jetzt kommt diese neue Pflicht dazu. Ablehnen
reicht nicht mehr. Jetzt braucht die Opposition eigene

Vorschläge. Dann kann Herr Pfeiffer nicht noch einmal
14 Minuten von einem Thema zum anderen springen,
ohne einen einzigen eigenen Vorschlag vorzutragen.
Dann muss Butter bei die Fische. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bei der Debatte über den nationalen Allokationsplan
und die technischen Fragestellungen rund um den Emis-
sionshandel darf man nicht vergessen: Der Emissions-
handel ist kein Selbstzweck. Er ist ein Mittel, um die
Emission von Treibhausgasen zu reduzieren. Der Emis-
sionshandel soll den Innovationsmotor Klimaschutz un-
terstützen. Der Emissionshandel sorgt dafür, dass An-
strengungen und Investitionen für den Klimaschutz sich
noch schneller wirtschaftlich amortisieren. Dadurch be-
kommen verfügbare effiziente Technologien bessere
Marktchancen.

Ein einfaches Beispiel: Veraltete Kraftwerke werden
durch den Emissionshandel für den Besitzer zu einer fi-
nanziellen Belastung. Die Investition in neue, effizien-
tere Technologien lohnt sich. Also werden wir die
Modernisierung schneller bekommen als ohne Emissi-
onshandel. Das ist ein einfacher Vorteil, den man bele-
gen kann. 

Da der Emissionshandel aber auch langfristige Per-
spektiven öffnet, wird sich die Entwicklung neuer Tech-
nologien beschleunigen – vorausgesetzt, Deutschland
und die Europäische Union setzen sich auch für die Zeit
nach 2010, nach 2012 anspruchsvolle Klimaschutzziele.
Mit diesen neuen Technologien könnten wir erreichen,
dass über Energieeinsparungen und den Ausbau erneuer-
barer Energien die Strommenge ersetzt wird, die bis
2020 durch den notwendigen Ausstieg aus der Atom-
energie wegfallen wird. Die Modernisierung des Kraft-
werksparks und ein klimafreundlicherer Verkehr ermög-
lichen weitere Emissionsminderungen. 

Zwei Punkte, die in der Energiedebatte fast schon
wieder in Vergessenheit geraten sind, nämlich „Nega-
watt statt Megawatt“ und Least-Cost-Planning, wer-
den mit dem Emissionshandel zu einer Renaissance fin-
den. Sie waren gute Instrumente und sind in einer rein an
Betriebskosten – nicht volkswirtschaftlichen Kosten –
orientierten Debatte fast in Vergessenheit geraten. 

Voraussetzung für diese positive Vision von einer
energieeffizienten Zukunft sind weitere ambitionierte
Ziele im Klimaschutz für die Zeit nach 2010. Nur wenn
die Marschrichtung klar ist, kann die Effizienzrevolution
auch kommen. Wir brauchen quantitative Ziele für die
Jahre 2020 und 2050 und auch für das Jahr 2100. Des-
wegen ist es richtig, sich eine Emissionsminderung bei
den Treibhausgasen um 40 Prozent bis zum Jahre 2020
vorzunehmen, wenn sich gleichzeitig die EU auf eine
Senkung um 30 Prozent einlässt. Es ist keine Zeit, bis
2010 abzuwarten. Es ist aber der neue Trend der Opposi-
tion, zu sagen: Wir warten einmal ab. Klare Vorgaben
zum richtigen Zeitpunkt sind die beste Methode, die Ef-
fizienz aus der Industrie, aus den privaten Haushalten
und aus der Forschung herauszukitzeln. 
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Wir sind in der Lage, die Emissionen bis zum Jahre
2050 um 80 Prozent zu reduzieren. Wir sind in der Lage,
noch in diesem Jahrhundert vollständig auf eine Solar-
wirtschaft umzusteigen. Das ist nicht nur ökologisch
vernünftig. Spätestens seit dem Bericht der Enquete-
Kommission wissen wir, dass dies auch wirtschaftlich
für Deutschland eine riesige Chance bietet: neue Pro-
dukte, neue Dienstleistungen und damit auch neue Jobs
durch den Klimaschutz. 

(Beifall bei der SPD)

Für diese Ziele brauchen wir einen funktionierenden
Emissionshandel, aber auch ergänzende Maßnahmen, so
etwa den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien.
Hier haben wird die Weltmarktführerschaft gewonnen
und die lassen wir uns auch nicht wieder nehmen. 

Auch im Verkehrsbereich müssen wir weitere Fort-
schritte erzielen. Wir sind das erste Industrieland, das es
in den letzten drei Jahren geschafft hat, den Trend hin zu
immer mehr CO2-Emissionen im Verkehr zu stoppen
und umzudrehen. Jetzt aber kommt die große Herausfor-
derung durch die EU-Osterweiterung mit dem zusätzli-
chen Güterverkehr auf uns zu. Gerade in diesem Zusam-
menhang ist es eine Ungeheuerlichkeit, dass sich die
europäischen Automobilhersteller von ihrer Selbstver-
pflichtung zum Klimaschutz verabschieden wollen.
Nach meiner Information stehen an der Spitze übrigens
die deutschen Automobilbauer.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn diese Selbstverpflichtung nicht eingehalten
wird, muss aus meiner Sicht eine gesetzliche Obergrenze
für den Flottenverbrauch her. Wenn sich die Automobil-
industrie von dem Klimaschutzziel verabschieden will,
können wir das nicht akzeptieren. Wir können die bisher
im Verkehrsbereich erzielten Erfolge beim Klimaschutz
nicht wieder zunichte machen lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der
Abg. Michaele Hustedt [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Für die Zeit nach 2010 müssen wir uns um neue inter-
nationale Ziele im Klimaschutz bemühen. Es reicht
nicht, allein nationaler Vorreiter zu sein. Eine stärkere
Einbeziehung der Schwellen- und Entwicklungsländer
ist nur dann möglich, wenn wir im eigenen Land mit gu-
tem Beispiel vorangehen. Dafür sind ein konsequenter
nationaler Allokationsplan und ein funktionierendes
Emissionshandelssystem eine gute Voraussetzung. Wir
brauchen allerdings auch andere Maßnahmen. Für diese
anderen konkreten Maßnahmen wünsche ich mir das
gleiche Engagement der Opposition wie beim nationalen
Allokationsplan und beim Emissionshandel. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Peter
Paziorek [CDU/CSU])

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Birgit Homburger von

der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Birgit Homburger (FDP):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

diskutieren heute über ein ganz zentrales Instrument des
Klimaschutzes: über den Emissionshandel und damit
verbunden über den nationalen Allokationsplan. Am Be-
ginn einer solchen Debatte steht immer die Frage nach
Zielen. Herr Kelber, Sie haben völlig Recht, wenn Sie
sagen, wir müssten uns ehrgeizige Ziele setzen. Ich
möchte Sie aber auf eines hinweisen: Wir, die FDP-
CDU/CSU-Koalition, haben uns in der Klimapolitik ehr-
geizige Ziele gesetzt und damit die Klimapolitik in
Deutschland angeschoben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich möchte Ihnen sehr deutlich sagen: Wir halten am
nationalen Emissionsminderungsziel von 25 Prozent
bis zum Jahre 2005 fest.

(Ulrich Kelber [SPD]: Mit welchen Maßnah-
men unterlegt?)

Wir halten auch am europäischen Klimaschutzziel und
am europäischen Burden-Sharing fest. Sie können sich
nicht hier hinstellen und en passant sagen: Dieses Ziel
wird erreicht, deswegen setzen wir jetzt neue Ziele. Sie
müssen zur Kenntnis nehmen, dass Ihnen das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung mehrfach – zuletzt in
diesem Jahr – deutlich gesagt hat, dass Sie das nationale
CO2-Minderungsziel nicht erreichen werden. 

(Beifall bei der FDP)

Bevor Sie über neue Ziele reden, reden Sie erst ein-
mal darüber, wie Sie die jetzigen Ziele erreichen wollen.
Da ist noch sehr viel zu tun. Angesichts dessen kann
man nur feststellen, dass Sie die ganze Diskussion und
vor allen Dingen die Notwendigkeit, dafür in Deutsch-
land Regelungen zu schaffen, schlicht verschlafen ha-
ben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wir haben im Deutschen Bundestag den Emissions-
handel mehrfach diskutiert, nicht aber auf Antrag von
SPD und Grünen und auch nicht deswegen, weil diese
glorreiche Bundesregierung irgendetwas vorgelegt ge-
habt hätte; wir haben über diese Fragen im Wesentlichen
deshalb diskutiert, weil die FDP-Bundestagsfraktion
mehrere Anträge dazu vorgelegt hatte. Daher werden wir
das Emissionshandelsgesetz, das Sie jetzt im Deutschen
Bundestag vorlegen wollen, ganz intensiv und kritisch
begleiten. Wir nehmen uns das Recht dazu heraus, weil
wir die einzige Fraktion im Deutschen Bundestag sind,
die schon vor Jahren einen Antrag vorgelegt hatte, in
dem vorgeschlagen wurde, wie die Selbstverpflichtung
der deutschen Wirtschaft beim Klimaschutz mit dem
internationalen Emissionshandel verknüpft werden
kann. Damals haben wir Sie aufgefordert, beizeiten die


